Entwurf Gesellschaftsvertrag (Stand 12.03.2021)

Klinikum der Stadt Ludwigshafen am Rhein gemeinniitzige GmbH
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. Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Firma und Sitz der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft fuhrt die Firma ,Klinikum der Stadt Ludwigshafen am Rhein

gemeinnutzige GmbH®.
Sie ist eine gemeinnutzige Gesellschaft mit beschrankter Haftung.

(2) Sitz der Gesellschaft ist Ludwigshafen am Rhein.

§ 2

Gegenstand des Unternehmens

(1) Hauptzweck der Gesellschaft ist die Forderung des offentlichen Gesundheitswe-

(2)

sens. Sie dient im Rahmen ihrer sachlichen Mdglichkeiten nach Maligabe der
Aufnahme- und Benutzungsverordnung der stationaren und ambulanten Untersu-
chung, Behandlung und Pflege von Patienten ohne Rucksicht auf Staatsangeho-
rigkeit, Konfession, Rasse, Geschlecht oder Wohnsitz.

Der Hauptzweck der Gesellschaft wird insbesondere verwirklicht durch den Be-
trieb und die Unterhaltung eines allgemeinen Krankenhauses mit den Ausbil-
dungsstatten, den sonstigen Nebeneinrichtungen, Nebenbetrieben und flankie-
renden Einrichtungen in Ludwigshafen am Rhein.

Weiterer Zweck ist die Forderung der Jugendhilfe durch den Betrieb eines Kin-
dergartens.

Daneben kann die Gesellschaft auch die Altenhilfe fordern. Der Zweck wird ins-
besondere verwirklicht durch den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung
und Pflege von Senioren und hilfs- oder pflegebedurftigen Personen.

Die Gesellschaft kann alle Geschafte eingehen und sich an anderen Unterneh-
men beteiligen oder Tochtergesellschaften errichten, sofern dies zur Erreichung
und Foérderung ihrer Gesellschaftszwecke dienlich und dies mit ihrer Gemeinnit-
zigkeit vereinbar ist.

Der Gesellschaft ist jede Betatigung gestattet, die geeignet ist, unmittelbar oder
mittelbar den Zweck des Unternehmens zu férdern.

§ 2a
Gemeinniitzigkeit

Die Gesellschaft verfolgt ausschliellich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke
im Sinne des Abschnitts "Steuerbeglinstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

Die Gesellschaft ist selbstlos tatig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke.

Die Mittel der Gesellschaft durfen nur fir satzungsmafige Zwecke verwendet
werden. Die Gesellschafter dirfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft
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als Gesellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus den Mitteln der Ge-
sellschaft beziehen.

Die Gesellschafter erhalten bei ihrem Ausscheiden, bei Auflosung der Gesell-
schaft oder bei Wegfall der steuerbeglnstigten Zwecke nicht mehr als ihre ein-
gezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen
zuruck.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd
sind oder durch unverhaltnismaflig hohe Vergutungen begunstigt werden.

Bei Auflosung der Gesellschaft oder bei Wegfall der steuerbegunstigten Zwecke
fallt das Vermogen der Gesellschaft - soweit es die eingezahlten Kapitalanteile
der Gesellschafter und den gemeinen Wert der von den Gesellschaftern geleis-
teten Sacheinlagen Ubersteigt - an die Stadt Ludwigshafen am Rhein, die es

unmittelbar und ausschlie3lich fir gemeinnitzige oder mildtatige Zwecke zu
verwenden hat.

§ 3
Beginn und Dauer, Geschaftsjahr
Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Dauer eingegangen.

Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 4

Bekanntmachung

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger.

§ 5
Gesellschafter, Stammkapital und Stammeinlagen

Gesellschafterin der Klinikum der Stadt Ludwigshafen am Rhein gemeinnutzige
GmbH ist

die Stadt Ludwigshafen am Rhein.
Ihr Anteil am Gesamtkapital darf 51 % nicht unterschreiten.

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt Euro 6.140.000,- (sechsmillionenein-
hundertvierzigtausend Euro).

Die Bestellung eines Niel3brauchs an und die Verpfandung von Geschéaftsantei-
len sind ausgeschlossen.
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§ 6
Gesellschaftsorgane
Die Organe der Gesellschaft sind:

1. die Gesellschafterversammlung,
2. der Aufsichtsrat,
3. die Geschaftsfuhrung.

Il. Gesellschafterversammiung

§ 7
Zusammensetzung der Gesellschafterversammlung

(1) Die Vertretung und Stimmabgabe der Stadt Ludwigshafen am Rhein in der Ge-
sellschafterversammlung bestimmen sich nach § 88 GemO.

(2) Die Vertretung der Stadt Ludwigshafen am Rhein in der Gesellschafterversamm-
lung ist an Richtlinien und Weisungen des Rats der Stadt Ludwigshafen am
Rhein gebunden. Dies gilt auch fir ihre Abstimmung.

§ 8
Zustandigkeit der Gesellschafterversammliung

(1) Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen alle Angele-
genheiten, fur die nicht aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften oder nach
diesem Gesellschaftsvertrag andere Organe zustandig sind.

(2) Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen Angelegen-
heiten von besonderer Bedeutung, die der Gesellschafterversammlung vom Auf-
sichtsrat oder von der GeschaftsfUhrung zur Entscheidung vorgelegt werden,
sowie insbesondere:

a) Bestellung und Abberufung der Geschaftsfihrung;

b) Erhéhung oder Herabsetzung des Stammkapitals;

c) Aufnahme weiterer Gesellschafter;

d) Anderungen des Gesellschaftsvertrags;

e) Umwandlung oder Auflésung der Gesellschaft;

f) Ubernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen des
Unternehmensgegenstands;

g) Abschluss und Anderung von Unternehmensvertrdgen im Sinne der §§ 291
und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes;

h) Errichtung, Erwerb und VeraulRerung von Unternehmen und Beteiligungen;
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3)

i)  Wirtschaftsplan, Feststellung des Jahresabschlusses und die Verwendung
des Ergebnisses.

Vor Entscheidungen der Gesellschafterversammlung ist der Aufsichtsrat und der
Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein mit der Angelegenheit zu befassen.

§ 9

Vorsitz in der Gesellschafterversammiung

Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung fuhrt die Vorsitzende des Aufsichts-
rats oder bei ihrer Verhinderung ein Vertreter des Mehrheitsgesellschafters.

(1)

(1)

(2)

§ 10
Einberufung der Gesellschafterversammlung

Die Geschaftsfuhrung hat die Gesellschafterversammlung innerhalb eines Mo-
nats nach Aufstellung und Prifung des Jahresabschlusses, spatestens jedoch
bis zum 31. August eines jeden Jahres einzuberufen. Sie ist weiterhin einzuberu-
fen, wenn dies von mindestens 10 % des Stammkapitals oder vom Aufsichtsrat
bzw. ihrer Vorsitzenden unter Angabe des Zwecks und der Grunde schriftlich
beantragt wird.

Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschaftsfihrung mit einer Frist
von mindestens zwei Wochen unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich ein-
berufen. Bei Einverstandnis aller Gesellschafter kann auf Einhaltung von Form
und Frist verzichtet werden.

§ 11
Versammlungen und Beschliisse der Gesellschafter

Die Beschlusse der Gesellschafter werden grundsatzlich in Versammlungen ge-
fasst.

Aulierhalb von Versammlungen kdnnen Beschlisse - soweit nicht zwingendes
Recht eine andere Form vorschreibt - in schriftlicher Form und jeder ihr rechtlich
gleichwertigen Form gefasst werden, wenn kein Gesellschafter diesem Verfah-
ren widerspricht.

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte
des Stammkapitals vertreten ist. Im Falle der Beschlussunfahigkeit ist binnen ei-
ner Woche eine neue Gesellschafterversammlung einzuberufen. Diese Ver-
sammlung, die innerhalb von vier Wochen tagen muss, ist hinsichtlich der glei-
chen Tagesordnungspunkte ohne Rucksicht auf die Hohe des vertretenen Kapi-
tals beschlussfahig, worauf in der Ladung hinzuweisen ist.
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(4) Die Beschlusse der Gesellschafter werden, soweit das Gesetz oder dieser Ge-
sellschaftsvertrag nichts anderes vorschreiben, mit der einfachen Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst. Je 1.000 Euro eines Geschaftsanteils gewahren
eine Stimme. Jeder Gesellschafter kann seine Stimmen nur einheitlich abgeben.

(5) Jeder Gesellschafter kann sich mittels schriftlicher Vollmacht durch einen durch
Funktion, Amt oder Beruf zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten vertreten
lassen.

(6) Soweit nicht Uber die Verhandlungen der Gesellschafterversammlung eine nota-
rielle Niederschrift gesetzlich erforderlich ist, ist Uber den Verlauf der Versamm-
lung eine Niederschrift anzufertigen, in der Ort und Tag der Sitzung, die Teil-
nehmer, die Gegenstande der Tagesordnung und der wesentliche Inhalt der
Verhandlungen sowie die Beschlusse der Gesellschafter festzuhalten sind.

(7) In Niederschriften Uber Beschlusse, die au3erhalb von Versammlungen gefasst
wurden, sind Tag, Art und Teilnehmer der Beschlussfassung sowie der Inhalt der
Beschlusse anzugeben.

(8) Die Niederschrift ist von der Vorsitzenden und im Falle ihrer Verhinderung von

ihrem Stellvertreter zu unterzeichnen. Jedem Gesellschafter ist eine Abschrift zu
Ubersenden.

lll. Aufsichtsrat
§ 12
Zusammensetzung und Amtsdauer des Aufsichtsrats
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus

a) die nach Maligabe des § 88 GemO zustandige Vertretung der Stadt Lud-
wigshafen am Rhein als Vorsitzende (standiges Mitglied);

b) neun vom Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein nach den Grunds-
atzen der §§ 88 Abs. 1 S. 5i.V.m. 45 GemO in ihrer jeweiligen Fassung
widerruflich bestellten Mitgliedern;

c) funf Vertretern der Beschaftigten der Gesellschaft, wobei diese entspre-
chend den Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes (§ 76 Abs. 2 bis
6 BetrVG 1952), des Aktiengesetzes (§ 105 AktG) und der Wahlordnung
von 1953 direkt von den Beschaftigten zu wahlen sind.

(2) Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erlischt
a) bei den Mitgliedern nach Abs. 1 Buchstabe a) und b) mit dem Verlust des

Amts bzw. dem Widerruf der Vertretungsbefugnis durch den Stadtrat der
Stadt Ludwigshafen am Rhein. Beruht die Vertretungsbefugnis auf einer
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Mitgliedschaft im Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein, so erlischt die
Vertretungsbefugnis mit Ablauf der Wahlperiode des Rats;

b) bei den Vertretern nach Abs. 1 Buchstabe c) mit der Abberufung durch den
Entsender;

c) durch schriftlich erklarte Niederlegung des Amts gegentber der Aufsichts-
ratsvorsitzenden.

Ist ein Mitglied des Aufsichtsrats ausgeschieden, ist unverzuglich ein neues Mit-
glied nach den obigen Regeln zu bestimmen.

Die Mitglieder, deren Amt endet, Uben das Amt weiter aus, bis die entsprechen-
den Nachfolger neu bestellt sind.

Die Aufsichtsratstatigkeit ist enrenamtlich. Die Mitglieder kdnnen pauschalen Er-
satz ihrer Aufwendungen in von der Gesellschafterversammlung beschlossener
Hohe erhalten.

Ein Vertreter des Beteiligungsmanagements der Stadt Ludwigshafen am Rhein
hat das Recht, mit beratender Stimme an den Aufsichtsratssitzungen teilzuneh-
men.

Auf den Aufsichtsrat finden die Bestimmungen des Aktiengesetzes keine An-
wendung, soweit in diesem Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt ist.

§ 13
Zustandigkeit des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat berat und Uberwacht die Geschaftsfuhrung. Er ist insbesondere
zustandig far:

a) die Vorberatung aller Angelegenheiten, die der Beschlussfassung der Ge-
sellschafterversammlung und der Befassung durch den Stadtrat der Stadt
Ludwigshafen am Rhein unterliegen;

b) Angelegenheiten, die von der Geschaftsfihrung zur Zustimmung vorgelegt
werden,;

c) die Prifung des Wirtschaftsplans und der flnfjahrigen Finanzplanung ein-
schliel3lich seiner Nachtrage;

d) die Prufung des Jahresabschlusses, des Lageberichts und des Vorschlags
zur Verwendung des Jahresergebnisses;

e) Bestellung und Abberufung der Prokuristen;

f)  Abschluss, Anderung sowie Beendigung von Anstellungsvertrdgen mit Ge-
schaftsfuhrung und Prokuristen;

g) die Ubernahme von Pensionsverpflichtungen;

h) Einstellung oder Entlassung von Chefarzten und des Pflegedirektors. Frist-
lose Entlassungen bleiben hiervon unberuhrt. Einstellungen oder Entlassun-
gen von Geschaftsbereichsleitern sind dem Aufsichtsrat bei der nachsten
Aufsichtsratssitzung zur Kenntnis zu geben;

i) Beschluss und Anderung einer Geschéaftsordnung fiir den Aufsichtsrat;

j) Beschluss und Anderung einer Geschaftsordnung fir die Geschéftsfiihrung.
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(1)

(2)

(1)

Daruber hinaus ist er zustandig fur:

k) die Bestellung des Arztlichen Direktors, auf Vorschlag der Fachabteilungslei-
ter und im Einverstandnis mit der Geschaftsfuhrung, fir die Dauer von vier
Jahren;

) die Veranderungen des bisher in der Einrichtung angebotenen Leistungs-
spektrums, insbesondere die Errichtung oder die Schliefung einzelner Fach-
abteilungen;

m) die fur die Sozialeinrichtungen des Krankenhauses wesentlichen Fragen.

Der Aufsichtsrat hat gegenuber der Geschaftsfuhrung ein unbeschranktes Aus-
kunfts- und Einsichtsrecht. Diese Rechte kénnen aulierhalb von Sitzungen nur
von der Vorsitzenden oder im Einzelfall von einem durch Beschluss des Auf-
sichtsrats bestimmten Mitglied oder Dritten ausgeubt werden.

Die Vertreter der Stadt Ludwigshafen am Rhein sind an Richtlinien und Weisun-
gen des Rats der Stadt Ludwigshafen am Rhein gebunden. Dies gilt auch flr ih-
re Abstimmung.

§ 14
Sicherung der Mitbestimmung im Aufsichtsrat

Die Vereinbarung zur Sicherung der Mitbestimmung zwischen der Stadt Lud-
wigshafen am Rhein und der Gewerkschaft Offentliche Dienste, Transport und
Verkehr Bezirksleitung Rheinland-Pfalz vom 24.03.1994 bleibt unberuhrt.

Vor Entscheidungen der Gesellschafterversammlung und des Stadtrates der
Stadt Ludwigshafen am Rhein ist Einvernehmen mit den Vertretern der Beschaf-
tigten der Gesellschaft im Aufsichtsrat anzustreben. Dies gilt insbesondere flr
folgende Entscheidungen:

a) Bestellung und Abberufung der Geschaftsfihrung;

b) Wirtschaftsplan und fiinfjahrige Finanzplanung einschliellich seiner Nachtra-
ge;

c) Aufnahme weiterer Gesellschafter;

d) Ubernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen des Un-
ternehmensgegenstands.

§ 15
Einberufung des Aufsichtsrats
Der Aufsichtsrat wird von seiner Vorsitzenden schriftlich unter Mitteilung der Ta-
gesordnung, des Tages, der Tageszeit und des Ortes sowie ggf. der zur Teil-

nahme Uber audio-visuelle oder audio-akustische Zuschaltung erforderlichen In-
formationen (z.B. Telefonnummer und ggf. PIN, erforderliche Links flir Webkon-
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(2)

3)

(4)

()

ferenzen) mit einer Frist von mindestens zwei Wochen einberufen; in dringenden
Fallen kann eine andere Form oder eine kurzere Frist gewahlt werden.

Der Aufsichtsrat soll einmal im Kalendervierteljahr, er muss einmal im Kalender-
halbjahr einberufen werden.

Der Aufsichtsrat muss einberufen werden, wenn mindestens 1/4 seiner Mitglie-
der, mindestens 10 % des Stammkapitals oder die Geschaftsfuhrung es unter
Angabe des Zwecks und der Griinde beantragen.

§ 16
Sitzungen und Beschliisse des Aufsichtsrats

Aufsichtsratssitzungen sind als Sitzung mit personlicher Teilnahme der Auf-
sichtsratsmitglieder abzuhalten (Prasenzsitzung). Aufsichtsratsmitglieder kénnen
in begrindeten Ausnahmefallen an einer Prasenzsitzung wahlweise per audio-
akustischer Ubermittlung (z.B. Telefoneinwahl, Internettelefonie, rein audio-
akustische Teilnahme an einer Video- oder Webkonferenz) und/oder per audio-
visueller Ubermittlung (z.B. Video- oder Webkonferenz) teilnehmen. Aufsichts-
ratssitzungen kdnnen in begrindeten Ausnahmefallen auch vollstandig in audio-
akustischer und/oder audio-visueller Form abgehalten werden. Die Aufsichts-
ratsvorsitzende entscheidet nach pflichtgemalRkem Ermessen, in welcher Form
und mit welchen Teilnahmemoglichkeiten die Aufsichtsratssitzung abgehalten
wird. Ein Widerspruchsrecht der Aufsichtsratsmitglieder besteht nicht.

Die Beschlusse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Prasenzsitzungen ge-
fasst. Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte seiner
Mitglieder an der Beschlussfassung teilnimmt. Im Falle der Beschlussunfahigkeit
ist binnen einer Woche eine neue Sitzung einzuberufen. Diese Sitzung, die in-
nerhalb von vier Wochen stattfinden muss, ist hinsichtlich der gleichen Tages-
ordnungspunkte ohne Rilcksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder be-
schlussfahig, worauf in der Ladung hinzuweisen ist.

In Fallen der audio-akustischen und/oder audio-visuellen Zuschaltung zu Pra-
senzsitzungen sowie bei Aufsichtsratssitzungen, die vollstandig in audio-
akustischer und/oder audio-visueller Form abgehalten werden, entscheidet die
Aufsichtsratsvorsitzende nach pflichtgemaRem Ermessen, auf welchem Wege
eine Teilnahme an der Beschlussfassung maoglich ist. Ein Widerspruchsrecht der
Aufsichtsratsmitglieder besteht nicht.

Nach pflichtgemallem Ermessen der Aufsichtsratsvorsitzenden koénnen Be-
schlisse, insbesondere in eiligen und unaufschiebbaren Angelegenheiten, auch
aulBerhalb von Sitzungen schriftlich, per Telefax oder E-Mail sowie in audio-
akustischer und/oder audio-visueller Form gefasst werden. Ein Widerspruchs-
recht der Aufsichtsratsmitglieder besteht nicht.

Die kommunalen Aufsichtsratsmitglieder werden gegenuber dem Stadtrat der
Stadt Ludwigshafen am Rhein von ihrer Schweigepflicht entbunden. Es muss
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dabei gewahrleistet sein, dass bei der Berichterstattung die Vertraulichkeit ge-
wahrt ist.

(6) Die Beschlusse des Aufsichtsrats werden, soweit dieser Gesellschaftsvertrag
keine anderen Regelungen beinhaltet, mit der einfachen Mehrheit der abgege-
benen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Aufsichts-
ratsvorsitzenden und - wenn die Aufsichtsratsvorsitzende an der Beschlussfas-
sung nicht teilnimmt - die Stimme des stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzen-
den den Ausschlag.

(7) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat eine Stimme. Die Stimmen der Stadt Lud-
wigshafen am Rhein kdnnen nur einheitlich abgeben werden (§ 88 GemO).

(8) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder kdnnen an Abstimmungen des Aufsichtsrats
dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder oder durch
schriftlich ermachtigte Dritte ihre schriftliche Stimmabgabe zu einzelnen Punkten
der Tagesordnung Uberreichen lassen.

(9) Die Durchfuhrung von Aufsichtsratsbeschlissen und die Vertretung des Auf-
sichtsrats gegenuber Dritten obliegt der Aufsichtsratsvorsitzenden.

(10)Neben der Geschéftsfiihrung nenmen die Mitglieder der Betriebsleitung (Arztli-
cher Direktor, Pflegedirektor und Verwaltungsdirektor) an den Sitzungen des
Aufsichtsrats teil.

(11)Uber den Verlauf der Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen, in der Ort und
Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstande der Tagesordnung und der
wesentliche Inhalt der Sitzung sowie die Beschlisse des Aufsichtsrats festzuhal-
ten sind.

(12)In Niederschriften Uber Beschllsse, die aul’erhalb von Sitzungen gefasst wur-
den, sind Tag, Art und Teilnehmer der Beschlussfassung sowie der Inhalt der
Beschlusse anzugeben.

(13)Die Niederschrift ist von der Vorsitzenden und im Falle ihrer Verhinderung von

ihrem Stellvertreter zu unterzeichnen. Jedem Aufsichtsratsmitglied ist eine Ab-
schrift zu Ubersenden.

IV. Geschaftsfiihrung
§ 17
Geschaftsfihrung und Vertretung
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschéaftsfuhrer.

(2) Ist nur ein Geschéaftsfuhrer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft einzeln. An-
dernfalls wird die Gesellschaft gemeinschaftlich durch zwei Geschéaftsfuhrer oder
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gemeinschaftlich durch einen Geschaftsfihrer und einen Prokuristen vertreten.
Die Gesellschafterversammlung kann unabhangig von der Zahl der bestellten
Geschaftsflihrer jederzeit Einzelvertretungsbefugnis erteilen und von den Be-
schrankungen des § 181 BGB befreien.

§ 18
Zustandigkeit der Geschaftsfiihrung

(1) Die Geschaftsfuhrung leitet die Gesellschaft unter eigener Verantwortung. Sie
hat die ihr obliegenden Pflichten mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-
senhaften Kaufmanns nach MalRRgabe der Gesetze und dieses Gesellschaftsver-
trags zu erfullen.

(2) Die Geschaftsfuhrung bedarf ungeachtet der Regelung in § 8 Abs. 2 der Zu-
stimmung des Aufsichtsrats zu allen Rechtsgeschaften, die Gber die laufende
Geschaftstatigkeit der Gesellschaft hinausgehen. Dazu zahlen insbesondere

a) die Aufnahme von Darlehen - soweit der im Wirtschaftsplan vorgesehene
Betrag uberschritten wird;

b) die Hingabe von Darlehen und Blrgschaften;

c) der Erwerb, die Veraulierung und Belastung von Grundstiicken oder grund-
stlcksgleichen Rechten sowie

d) der Erwerb, die VerauRerung, Verpfandung und die Léschung von Hypothe-
ken und Grundschulden.

V. Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Ergebnisverwendung
§ 19
Wirtschaftsplan

(1) Die Geschaftsfuhrung stellt in sinngemalier Anwendung der fir kommunale Ei-
genbetriebe geltenden rheinland-pfalzischen Vorschriften flr jedes Geschaftsjahr
bis zum 30. November des Vorjahres einen Wirtschaftsplan auf. Dem Wirt-
schaftsplan ist eine flnfjahrige Finanzplanung zu Grunde zu legen und ein Inves-
titionsprogramm beizufugen.

(2) Vor der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung sind der Wirt-
schaftsplan und die flinfjahrige Finanzplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein
zu ubersenden (vgl. § 8 Abs. 3).

(3) Nach der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung ist der Stadt

Ludwigshafen am Rhein ein Abdruck des beschlossenen Wirtschaftsplans und
seiner Anlagen zu Ubersenden.
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(5)

§ 20
Jahresabschluss

Die Geschaftsfihrung erstellt in den ersten drei Monaten des Geschaftsjahrs den
Jahresabschluss und den Lagebericht fur das vergangene Geschaftsjahr gemaf}
den Vorschriften der §§ 264 bis 289 Handelsgesetzbuch.

Sie legt den Jahresabschluss und den Lagebericht, soweit dies nach den gesetz-
lichen Bestimmungen erforderlich ist, dem Abschlussprufer vor.

Soweit die fir kommunale Eigenbetriebe geltenden Vorschriften weitergehende
Bestimmungen enthalten und gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen,
sind auch diese bei der Aufstellung und Prufung von Jahresabschluss und Lage-
bericht zu beachten.

Jahresabschluss und Lagebericht sind in entsprechender Anwendung der fur
Eigenbetriebe geltenden rheinland-pfalzischen Vorschriften durch einen sach-
verstandigen Abschlussprifer prifen zu lassen, soweit sich nicht die entspre-
chenden Anforderungen fur das Unternehmen bereits aus dem HGB ergeben
oder weiter gehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche
Vorschriften entgegenstehen. Der Abschlussprifer hat auch die Ordnungsma-
Rigkeit der Geschaftsfihrung zu prifen (§ 53 Abs. 1 Nr. 1 Haushaltsgrundsatze-
gesetz) und in seinem Bericht auch die wirtschaftlich bedeutsamen Sachverhalte
im Sinne des § 53 Abs. 1 Nr. 2 Haushaltsgrundsatzegesetz darzustellen.

Unverzlglich nach Eingang des Prifungsberichts des Abschlussprifers legt die
GeschaftsfUhrung dem Aufsichtsrat und den Gesellschaftern den Jahresab-
schluss, den Lagebericht und den Prifungsbericht zugleich mit dem Vorschlag
uber die Behandlung des Jahresergebnisses vor.

Die Gesellschaft veranlasst die nach § 87 Abs. 3 Nr. 2 GemO vorgeschriebene
offentliche Bekanntmachung sowie die 6ffentliche Auslegung an sieben Werkta-
gen bei der Stadt Ludwigshafen am Rhein.

§ 21
Ergebnisverwendung

Etwaige Jahresverluste sind nach Moglichkeit durch Entnahmen aus der Kapital-
und Gewinnrtcklage zu decken.

Die Gesellschafterversammlung kann mit einfacher Stimmenmehrheit die Einfor-
derung von Nachschissen entsprechend dem Beteiligungsverhaltnis der Gesell-
schafter beschlieRen, soweit die Kapital- und Gewinnrticklagen zur Abdeckung
eines Verlusts nicht ausreichen. Die Nachschusspflicht ist flir den einzelnen Ge-
sellschafter auf den 0,5-fachen Betrag seiner Stammeinlage jahrlich beschrankt.
Eine Nachschusspflicht der Stadt Ludwigshafen am Rhein steht unter dem Vor-
behalt, dass im Haushaltsplan der Stadt Ludwigshafen am Rhein entsprechende
Ausgabemittel veranschlagt sind und die Veranschlagung der Ausgabemittel im
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(1)

Haushaltsplan von der fur die Stadt Ludwigshafen am Rhein zustandigen Auf-
sichtsbehorde nicht beanstandet wurde.
§ 22
Ortliche und tiberortliche Priifung

Dem Rechnungshof Rheinland-Pfalz wird das Recht zur Gberortlichen Prifung
nach Maligabe des § 110 Abs. 5 Gemeindeordnung eingeraumt.

Der Stadt Ludwigshafen am Rhein, der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
und dem Rechnungshof Rheinland-Pfalz werden die in § 54 Abs. 1 Haushalts-
grundsatzegesetz vorgesehenen Befugnisse eingeraumt.

VI. Geschaftsanteile, Kiindigung und Auflosung der Gesellschaft

(1)

(2)

(4)

§ 23
Einziehung

Die Einziehung von Geschéaftsanteilen ist zulassig. Sie wird mit Zugang des Ein-
ziehungsbeschlusses an den betreffenden Gesellschafter wirksam.

Die Zwangseinziehung von Geschaftsanteilen ist statthaft, wenn ein wichtiger
Grund vorliegt. Als ein wichtiger Grund sind insbesondere grobe Verletzungen
der Gesellschafterpflichten durch einen Gesellschafter sowie der Umstand anzu-
sehen, dass ein Geschaftsanteil aufgrund eines nicht nur vorlaufig vollstreckba-
ren Titels gepfandet und die Pfandung nicht innerhalb von zwei Monaten wieder
aufgehoben wird oder dass Uber das Vermogen eines Gesellschafters das Insol-
venzverfahren erdffnet oder mangels Masse abgelehnt wird. Steht der Anteil
mehreren Berechtigten zu, genlgt es, wenn diese Voraussetzungen nur bei ei-
nem von ihnen vorliegen.

Bei Beschlussen uber die Zwangseinziehung eines Geschéaftsanteils hat der be-
troffene Gesellschafter kein Stimmrecht.

Statt der Einziehung kann die Gesellschafterversammlung bei Vorliegen eines
wichtigen Grunds beschliellen, dass der Geschaftsanteil von der Gesellschaft
erworben oder mit deren Einverstandnis auf die Ubrigen Gesellschafter im Ver-
haltnis ihrer Beteiligung Ubertragen wird. Soweit von diesem Recht kein Ge-
brauch gemacht wird, kann die Ubertragung an von der Gesellschaft zu benen-
nende Dritte verlangt werden.

Auf das Entgelt fir den Anteil findet § 24 dieses Vertrags Anwendung. Soweit die
Gesellschaft zur Zahlung des Entgelts verpflichtet ist, darf die Abfindung das
Stammkapital, das in diesem Fall voll eingezahlt sein muss, nicht beeintrachti-
gen.
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(1)

(2)

§ 24

Bewertung

In den Fallen des § 23 Abs. 2 und des § 25 bemisst sich das Entgelt nach § 2a
Abs. 4.

Der nach Abs. 1 ermittelte Wert ist dem ausscheidenden Gesellschafter langs-
tens in drei gleichen Halbjahresraten auszuzahlen, die erste ein halbes Jahr
nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens. Ist das Entgelt am ersten Zahlungsstich-
tag noch nicht ermittelt, sind dem Gesellschafter zunachst 60 % des Nennwertes
des eingezahlten Kapitalanteils auszukehren. Der jeweils ausstehende Betrag ist
mit 2 % uUber dem jeweiligen gultigen Basiszinssatz (§ 1 Diskontuberleitungsge-
setz, Art. 1 EuroEG), ersatzweise dem Referenzzinssatz, welcher an die Stelle
dieses Basiszinssatzes treten wird, zu verzinsen. Die Zinsen sind jahrlich nach-
traglich fallig.

§ 25
Kindigung eines Gesellschafters

Jeder Gesellschafter kann das Gesellschaftsverhaltnis mit einer Frist von einem
Jahr zum Jahresende durch eingeschriebenen Brief an die Gesellschaft kiindi-
gen.

Durch die Kindigung wird die Gesellschaft vorbehaltlich Absatz 4 nicht aufge-
I6st; vielmehr scheidet der Gesellschafter zum Ende des betreffenden Ge-
schaftsjahres aus der Gesellschaft aus. Von da an ruhen alle Gesellschafter-
rechte des ausscheidenden Gesellschafters.

Der ausscheidende Gesellschafter ist verpflichtet, seinen Geschaftsanteil - nach
Wahl der Gesellschaft - auf die Gesellschaft selbst oder auf die Gesellschafter
nach dem Verhaltnis ihrer Anteile zu Ubertragen oder die Einziehung zu dulden.
Soweit davon kein Gebrauch gemacht wird, kann die Ubertragung an von der
Gesellschaft zu benennende Dritte verlangt werden. Hinsichtlich des Entgelts fur
den Anteil gilt § 24 dieses Vertrags.

Ist der Anteil des ausscheidenden Gesellschafters innerhalb von sechs Monaten
nach dem Ausscheiden des Gesellschafters trotz ordnungsgemafen Angebots
nicht vollstandig iGbernommen, so ist die Gesellschaft aufgeldst. Der Kiindigende
nimmt an der Abwicklung teil.
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(2)

§ 26

Auflésung und Abwicklung

Die Auflosung der Gesellschaft kann von der Gesellschafterversammlung nur mit
einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.

Nach Auflésung der Gesellschaft ist diese abzuwickeln.

Liquidator ist der bzw. Liquidatoren sind die Geschéaftsfihrer der Gesellschaft,
soweit die Gesellschafterversammlung keine oder keinen anderen bestellt. Die
Gesellschafterversammlung kann den Liquidator oder die Liquidatoren von der
Beschrankung des § 181 BGB befreien.

Das nach Befriedigung der Glaubiger verbleibende Vermogen der Gesellschaft
ist gemal} § 2a Abs. 6 zu verwenden.

VIl. Sonstige und Schlussbestimmungen
§ 27

Mitwirkungsrechte des Rats der Stadt Ludwigshafen am Rhein
und der Aufsichtsbehorde

Alle anstehenden wesentlichen Unternehmensentscheidungen insbesondere die
Anderung des Gesellschaftsvertrags, die MaRnahmen der Kapitalbeschaffung
und der Kapitalherabsetzung im Sinne der §§ 179 bis 240 des Aktiengesetzes
und der §§ 53 bis 59 des Gesetzes betreffend der Gesellschaften mit beschrank-
ter Haftung sowie die in § 87 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a und b GemO genannten
Angelegenheiten sind der Stadt Ludwigshafen am Rhein so rechtzeitig anzuzei-
gen, dass der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hiertber vor der Be-
schlussfassung in der Gesellschafterversammlung beraten und Entscheidungen
treffen kann.

Alle nach § 92 GemO der Anzeigepflicht der Stadt Ludwigshafen am Rhein ge-
genuber ihrer Aufsichtsbehérde anstehenden Entscheidungen insbesondere An-
derungen des Gesellschaftsvertrags sind vor der Beschlussfassung in der Ge-
sellschafterversammlung der Stadt Ludwigshafen am Rhein so rechtzeitig anzu-
zeigen, dass diese ihrer Anzeigepflicht gegenuber ihrer Aufsichtsbehdrde nach
§ 92 GemO fristgerecht nachkommen kann.
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§ 28
Griindungsaufwand

Der Grundungsaufwand wurde durch die Gesellschaft getragen.

§ 29
Salvatorische Klausel

Sollten Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise rechtsunwirksam oder
nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder Durchflhrbarkeit spater
verlieren, so soll hierdurch die Gultigkeit der Ubrigen Bestimmungen des Vertrags
nicht berihrt werden. Das Gleiche gilt, sobald sich herausstellen sollte, dass der Ver-
trag eine Regelungslicke enthalt. Anstelle der unwirksamen oder undurchfuhrbaren
Bestimmungen oder zur Ausfillung der Licke ist eine angemessene Regelung unter
Beachtung der §§ 53 und 54 GmbHG zu treffen, die dem am nachsten kommt, was
die Gesellschafter nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrags gewollt hatten.

Seite 16



	Gegenstand_des_Unternehmens
	Zuständigkeit_GV
	Einziehung
	Bewertung
	Kündigung

